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1. Bundesregierung beschließt Corona-

Konjunktur-Programm – Teil 1 – Um-
satzsteuer 

 
Mit einem 57 Seiten umfassenden Eckpunkte-
papier, das der Koalitionsausschuss am 
3.6.2020 vorstellte, will die Bundesregierung 
die Konjunktur wieder ankurbeln, Arbeitsplätze 
erhalten und die Wirtschaftskraft Deutschlands 
stärken. Die für Steuerpflichtige wichtigsten 
Punkte sollen nachfolgend auszugsweise auf-
gezeigt werden.  
 
Neben unseren monatlichen Rundschreiben 
haben wir Sie in den Zeiten der Pandemie im-
mer wieder mit aktuellen Informationen per E-
Mail und Sonderrundschreiben versorgt. So 
haben wir Sie auch bereits am 6.6.2020 mit 
Sonderrundschreiben umfassend über den aus 
unserer Sicht vom Vorbereitungsaufwand 
wichtigsten Punkt des Konjunkturprogramms, 
nämlich der zeitlich befristeten Absenkung der 
Umsatzsteuersätze, informiert.  
 
Die im Sonderrundschreiben aufgeworfenen 
Fragen/Antworten haben nichts von Ihrer Ak-
tualität eingebüßt und bleiben weiterhin gültig. 
Mittlerweile hat der Bundesminister für Finan-
zen den 2. Entwurf eines Schreibens zur be-
fristeten Absenkung des allgemeinen und er-
mäßigten Umsatzsteuersatzes zum 1. Juli 
2020 veröffentlicht (1. Entwurfsfassung vom 
11.6.2020, 2. Entwurfsfassung vom 23.6. 
2020), das sich – zum Glück – mit den von uns 
publizierten Fragen/Antworten in unserem 
Sonderrundschreiben vollständig deckt. Aktuell 
– zum Redaktionsschluss – ist geplant, dass 
das Gesetz, das den Titel „Zweites Corona-
Steuerhilfegesetz“ trägt, am 29.6. 2020 Bun-
destag und Bundesrat passieren soll, also 
knapp vor dem 1.7. 
 
Hier nochmals in aller Kürze die Details: 
 
Die Umsatzsteuersätze sollen zur Stärkung 
der Binnennachfrage befristet vom 1.7.2020 
bis zum 31.12.2020 von 19 % auf 16 % und 
von 7 % auf 5 % gesenkt werden. Der redu-
zierte Steuersatz von 16 % bzw. 5 % ist für 
Umsätze anzuwenden, die ab In-Kraft-Treten 
der Änderungsvorschrift – also nach dem 
30.6.2020 – ausgeführt werden.  

 
Ab dem 1.1.2021 sind dann wieder die Steu-
ersätze von 19 % bzw. 7 % anzuwenden 
(wenn der Gesetzgeber keine andere Rege-
lung trifft). Der Zeitpunkt der Ausführung hängt 
von der Art des Umsatzes ab: 
 
· Lieferungen und innergemeinschaftliche 

Erwerbe gelten im Zeitpunkt der Verschaf-
fung der Verfügungsmacht an den Erwerber 
als ausgeführt. 

· Bei Werklieferungen bestimmt der Zeit-
punkt der Abnahme durch den Erwerber 
den Ausführungszeitpunkt. 

· Für Dienstleistungen (z.B. Beförderungen, 
Beratungen, Reparaturen) bestimmt das 
Leistungsende über den Leistungszeitpunkt. 

· Die unentgeltliche Verwendung für unter-
nehmensfremde Zwecke wird zu dem Zeit-
punkt ausgeführt, zu dem die fiktive Leis-
tung erfolgt. 

 
Wann die vertraglichen Vereinbarungen abge-
schlossen oder die Rechnungen gestellt wer-
den bzw. die Vereinnahmung des Entgelts 
erfolgt, ist für die Frage, welcher Steuersatz – 
19 % oder 16 % bzw. 7 % oder 5 % – anzu-
wenden ist, ohne Bedeutung. 
 
Bitte beachten Sie! Besondere Regelungen 
gelten bei Anzahlungen, Ist-Versteuerung, 
Abrechnung von Teilleistungen, Dauerleistun-
gen, Dauerrechnungen und bei Änderungen 
der Bemessungsgrundlagen nach dem 
30.6.2020 und dem 1.1.2021. Dazu haben wir 
Ihnen bereits weitere, zahlreiche Informationen 
in unserem Sonderrundschreiben „Konjunktur-
paket „Wumms“ insbes. Änderung der Um-
satzsteuersätze“ vom 6.6.2020 gegeben, das 
wir Ihnen gerne nach Rückfrage nochmals 
zusenden. 
 
Besondere Regelungen gelten auch für die 
Gastronomie. Für sie wurde der Umsatzsteu-
ersatz für Speisen ab dem 1.7.2020 von 19 % 
auf 7 % abgesenkt. Die Reduzierung legte der 
Gesetzgeber für ein Jahr – also bis zum 
30.6.2021 – fest. Nachdem die allgemeine 
Absenkung des Umsatzsteuersatzes von 7 % 
auf 5 % erfolgt, wird der Prozentsatz von 5 % 
auch für Gastronomen bis 31.12.2020 gelten. 
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Ab dem 1.1.2021 bis zum 30.6.2021 kommt 
dann für Speisen der reduzierte Steuersatz von 
7 % zum Tragen. Ab dem 1.7.2021 steigt der 
Umsatzsteuersatz wieder auf den Regelsatz 
von 19 %, wenn der Gesetzgeber keine andere 
Regelung trifft. 
 
Unternehmen mit Bargeldgeschäften, die 
elektronische Registrierkassen im Einsatz 
haben, müssen diese entsprechend ange-
passt/umgerüstet haben, wenn die Umsatz-
steuersätze ab dem 1.7.2020 und dann ab 
dem 1.1.2021 zeitgerecht und richtig berechnet 
werden sollen.  
 
 
2. Bundesregierung beschließt (Corona-) 

Konjunktur-Programm – Teil 2 – Sons-
tige Maßnahmen 

 
Eine branchenübergreifende Überbrückungs-
hilfe soll die durch die Corona-Pandemie be-
dingten Umsatzausfälle lindern und für die 
Monate Juni bis August 2020 aufgelegt wer-
den. Bei der Überbrückungshilfe soll den Ge-
gebenheiten der besonders betroffenen Bran-
chen Rechnung getragen werden. 
 
Antragsberechtigt sind Unternehmen, deren 
Umsätze Corona-bedingt in April und Mai 2020 
um mindestens 60 % gegenüber April und Mai 
2019 rückgängig gewesen sind und deren 
Umsatzrückgänge in den Monaten Juni bis 
August 2020 um mindestens 50 % fortdauern. 
Bei Unternehmen, die nach April 2019 gegrün-
det worden sind, sind die Monate November 
und Dezember 2019 heranzuziehen.  
 
Erstattet werden bis zu 50 % der fixen Be-
triebskosten bei einem Umsatzrückgang von 
mindestens 50 % gegenüber dem Vorjah-
resmonat. Bei einem Umsatzrückgang von 
mehr als 70 % können bis zu 80 % der fixen 
Betriebskosten erstattet werden. Der maximale 
Erstattungsbetrag beträgt 150.000 € für drei 
Monate. Bei Unternehmen mit bis zu fünf Be-
schäftigten soll der Erstattungsbetrag 9.000 € 
und bei Unternehmen mit bis zu 10 Beschäftig-
ten 15.000 € nur in Ausnahmefällen überstei-
gen.  

 
Die geltend gemachten Umsatzrückgänge 
und fixen Betriebskosten sind durch einen 
Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer zu 
prüfen und zu bestätigen. Überzahlungen 
müssen zurückerstattet werden. 
 
Die Antragsfristen enden jeweils spätestens 
am 31.8.2020 und die Auszahlungsfristen am 
30.11.2020. Inwieweit es bei diesen Fristen 
bleibt, muss aus organisatorischen Gründen 
infrage gestellt werden. 
 
Einzelheiten zu den Anträgen liegen uns bei 
Redaktionsschluss allerdings noch nicht vor.  
 
Des Weiteren stehen folgende Verbesserun-
gen auf der Agenda:  
 
· Die Planungen sehen einen einmaligen 

Kinderbonus von 300 € pro Kind für jedes 
kindergeldberechtigte Kind vor, der mit dem 
Kinderfreibetrag verrechnet wird. 

· Der Entlastungsbeitrag für Alleinerzie-
hende von derzeit 1.908 € soll für die Jahre 
2020 und 2021 auf 4.000 € angehoben 
werden. 

· Der vereinfachte Zugang in die Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende (SGB II) wird über 
die bisherige Geltungsdauer hinaus bis 
zum 30.9.2020 verlängert. 

· Die Sozialversicherungsbeiträge werden 
bei maximal 40 % stabilisiert. 

· Der steuerliche Verlustrücktrag wird für 
die Jahre 2020 und 2021 auf maximal 
5 Mio. € bzw. 10 Mio. € (bei Zusammenver-
anlagung) erweitert.  

· Eine degressive Abschreibung (AfA) mit 
dem Faktor 2,5 gegenüber der derzeit gel-
tenden linearen AfA und maximal 25 % pro 
Jahr für bewegliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens soll für die Steuerjahre 
2020 und 2021 eingeführt werden. 

· Klein- und Mittelbetriebe (KMU), die ihr 
Ausbildungsplatzangebot 2020 im Ver-
gleich zu den drei Vorjahren nicht verrin-
gern, können für jeden neu geschlossenen 
Ausbildungsvertrag eine einmalige Prämie 
in Höhe von 2.000 € erhalten. Erhöhen sie 
ihr Angebot, erhalten sie für die zusätzli-
chen Ausbildungsverträge 3.000 €.  
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· Die Förderung des Bundes über die sog. 

Umweltprämie wird verdoppelt. Bis zu ei-
nem Nettolistenpreis des E-Fahrzeugs von 
bis zu 40.000 € steigt z.B. die Förderung 
des Bundes von 3.000 auf 6.000 €. Diese 
Maßnahme ist befristet bis zum 31.12.2021. 
Die Hersteller-Prämie bleibt davon unbe-
rührt. 

· Kaufpreisgrenze: Mit dem sog. Jahres-
steuergesetz 2020 wurde eine neue Rege-
lung eingeführt. Danach kommt für Fahr-
zeuge, die nach dem 31.12.2018 und vor 
dem 1.1.2031 angeschafft werden, anstelle 
der 1-%- oder 0,5-%-Regelung eine 0,25-%-
Regelung zum Tragen, wenn das Fahrzeug 
gar keine Kohlendioxidemission verursacht 
und der Bruttolistenpreis nicht mehr als 
40.000 € beträgt. Diese Kaufpreisgrenze 
von 40.000 € wird auf 60.000 € erhöht. 

 
Bitte beachten Sie! Wie bereits beim Thema 
Senkung der der Umsatzsteuersätze ausge-
führt, müssen die gesetzlichen Grundlagen zu 
dem Konjunkturprogramm noch geschaffen 
werden. Dadurch können sich Änderungen im 
Detail ergeben. Neben den vorher angedeute-
ten Maßnahmen plant die Bundesregierung 
noch eine Vielzahl an weiteren Förderungen. 
Über die einzelnen – für die Steuerpflichtigen 
relevanten Themen – halten wir Sie mittels 
weiterer E-Mails auf dem Laufenden. 
 
 
3. Steuerbefreiung für Zuschüsse zum 

Kurzarbeitergeld und Saison-Kurzar-
beitergeld 

 
Viele Arbeitgeber stocken das Kurzarbeiter-
geld ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf. 
Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbei-
tergeld sind nach geltender Rechtslage steu-
erpflichtiger Arbeitslohn. Im Sozialversiche-
rungsrecht rechnen die Zuschüsse bis zu 80 % 
des letzten Nettogehalts nicht zum Arbeitsent-
gelt und sind daher beitragsfrei.  
 
Entsprechend der sozialversicherungsrechtli-
chen Behandlung werden Zuschüsse des Ar-
beitgebers zum Kurzarbeitergeld und zum Sai-
son-Kurzarbeitergeld bis 80 % des Unter-
schiedsbetrags zwischen dem Soll-Entgelt und 
dem Ist-Entgelt steuerfrei gestellt.  

 
Die Steuerbefreiung gilt für Zuschüsse, die für 
Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 
29.2.2020 beginnen und vor dem 1.1.2021 
enden, geleistet werden.  
 
Der bis zum In-Kraft-treten der Gesetzesände-
rung vorgenommene Lohnsteuerabzug, bei 
dem von einer Steuerpflicht entsprechender 
Zuschüsse auszugehen war, ist vom Arbeitge-
ber grundsätzlich zu korrigieren. Kann der Ar-
beitgeber den Lohnsteuerabzug nicht mehr 
korrigieren, weil das Dienstverhältnis zwi-
schenzeitlich beendet worden ist, erfolgt eine 
Korrektur im Rahmen der Veranlagung zur 
Einkommensteuer.  
 
 
4. Lohnersatz wegen Schul- und Kita-

schließung verlängert 
 
Durch die Schul- und Kitaschließungen wegen 
des Corona-Virus sind auch Eltern mit kleinen 
Kindern vor besondere Herausforderungen 
gestellt. Dafür hat die Bundesregierung ein 
Maßnahmenpaket zusammengestellt, nach-
dem Eltern einen Anspruch auf Entschädigung 
in Höhe von 67 % des monatlichen Nettoein-
kommens (maximal 2.016 €) für bis zu sechs 
Wochen haben.  
 
Der Anspruch auf Lohnfortzahlung wurde 
nunmehr verlängert, wenn Mütter und Väter 
ihre Kinder zuhause betreuen müssen und 
deshalb nicht arbeiten gehen können. Dem-
nach wird die Dauer der Lohnfortzahlung 
von sechs auf bis zu zehn Wochen für je-
den Sorgeberechtigten ausgeweitet. Für 
Alleinerziehende wird der Anspruch auf maxi-
mal 20 Wochen verlängert. Der Maximalzeit-
raum kann über mehrere Monate verteilt wer-
den. Voraussetzung dafür ist: 
 
· dass die erwerbstätigen Eltern Kinder unter 

12 Jahren zu betreuen haben, weil eine Be-
treuung anderweitig nicht sichergestellt 
werden kann, 

· dass Gleitzeit- beziehungsweise Überstun-
denguthaben ausgeschöpft sind. 

 
Die Auszahlung übernimmt der Arbeitgeber, 
der bei der zuständigen Landesbehörde einen 
Erstattungsantrag stellen kann. 
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5. Verbesserungen beim Elterngeld 
 
Der Bundesrat billigte am 15.5.2020 einen 
Gesetzesbeschluss des Bundestages, bei dem 
Verbesserungen beim Elterngeld vorgesehen 
sind.  
 
Aufschub der Elterngeldmonate: Eltern, die 
in systemrelevanten Branchen und Berufen 
arbeiten, dürfen ihre Elterngeldmonate auf-
schieben. Die Pflicht diese bis zum 14. Le-
bensmonat des Kindes zu nehmen, entfällt in 
diesen Fällen. 
 
Geringerer Verdienst wird nicht berücksich-
tigt: I.d.R. bestimmt sich die Höhe des Eltern-
geldes anhand des durchschnittlichen Netto-
einkommens der 12 Monate vor der Geburt. 
Erhalten Eltern aufgrund der Corona-
Pandemie ein geringeres Einkommen, z.B. 
wegen der Freistellung zur Kinderbetreuung 
oder dem Kurzarbeiter- oder gar Arbeitslosen-
geld, werden Monate, in denen der Verdienst 
wegen der Krise geringer als sonst ausfällt, 
nicht mitgerechnet. 
 
Partnerschaftsbonus: Eltern, die wegen der 
Krise ihre eigentlichen Arbeitszeiten nicht ein-
halten können, verlieren ihren Anspruch auf 
den Partnerschaftsbonus nicht.  
 
Jetzt haben wir auch noch ein paar – weni-
ge – Hinweise aus der Nicht-Corona-Welt. 
Auch diese normale Steuerwelt existiert 
noch ganz im Sinne von“…hinter dem Ho-
rizont geht’s weiter.“ 
 
6. Streitige Arbeitshilfe des Bundesfi-

nanzministeriums zur Kaufpreisauftei-
lung 

 
Im Veranlagungsjahr der erstmaligen Vermie-
tung wird bei der Bearbeitung der Einkom-
mensteuererklärung die Bemessungsgrundla-
ge für die Abschreibung für Abnutzung (AfA) 
ermittelt. Diese errechnet sich aus sämtlichen 
Anschaffungskosten des Gebäudes, abzüglich 
des Anteils für den Grund und Boden. Das 
Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat zu 
diesem Zweck eine Arbeitshilfe zur Kaufpreis-
aufteilung veröffentlicht, welche in der Praxis 
häufig – u.a. auch als Schätzungshilfe – ge-
nutzt wird.  
 
 

 
Nun steht eine Entscheidung des Bundesfi-
nanzhofs (BFH) aus, in welcher über die An-
wendung der Arbeitshilfe entschieden wird. 
 
Im zu entscheidenden Fall erwarb eine Grund-
stücksgemeinschaft ein bebautes Grundstück 
und berechnete die Bemessungsgrundlage für 
die AfA anhand der Anschaffungskosten und 
des Gebäudeanteils. Das Finanzamt wich bei 
der anschließenden Bearbeitung von dieser 
Bemessungsgrundlage anhand der Arbeitshilfe 
zur Kaufpreisaufteilung des BMF zu Unguns-
ten der Steuerpflichtigen ab.  
 
Nach Auffassung der Vermieter steht aber der 
so ermittelte Bodenrichtwert nicht im Verhältnis 
zu der tatsächlichen Lage des Grundstücks. 
Außerdem würden die aktuellen Herstellungs-
kosten des Gebäudes nicht angemessen be-
rücksichtigt, welche bei entsprechender Aner-
kennung zu einem höheren Gebäudeanteil 
geführt hätten. Die Arbeitshilfe stelle eher eine 
Schätzung der Werte dar, welche nicht der 
Realität entsprechen. 
 
Anmerkung: Darüber hat nun der BFH zu 
entscheiden. Sollten Steuerpflichtige in ähnlich 
gelagerten Fällen ebenfalls eine abweichende 
Bemessungsgrundlage ermittelt haben als das 
Finanzamt anhand der Arbeitshilfe berechnet 
hat, so sollte, falls möglich, noch Einspruch 
eingelegt und das Ruhen des Verfahrens be-
antragt werden, bis über den Fall abschließend 
entschieden wurde.  
 
 
7. Musterverfahren zur Doppelbesteue-

rung von Renten 
 
In der steuerlichen Fachwelt wird immer häufi-
ger die Auffassung vertreten, dass die Besteu-
erung der gesetzlichen Altersrenten seit Jahr-
zehnten – durch eine langfristige Doppelbe-
steuerung – rechtswidrig ist. Zu diesem Sach-
verhalt ist nunmehr beim Finanzgericht des 
Saarlandes (FG)  ein weiteres Musterverfahren 
unter dem Aktenzeichen 3 K 1072/20 anhän-
gig.  
 
In dem zu entscheidenden Fall bezieht ein 
Steuerpflichtiger eine gesetzliche Altersrente 
sowie eine Rente aus der Versorgungskasse 
Saarland. Nach seiner Ansicht liegt eine Dop-
pelbesteuerung bei der Einzahlungs- und Aus-
zahlungsphase der Beträge vor.  
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Außerdem ist der steuerpflichtige Anteil der 
Rente nicht richtig berechnet worden, die Ren-
tenbeträge gehören nicht zu den Sonderaus-
gaben und die rückwirkende Anhebung des 
steuerpflichtigen Rentenanteils ist unrechtmä-
ßig. Zudem soll auch entschieden werden, ob 
mit einer Rente überhaupt eine Einkunftsart im 
Sinne des Einkommensteuergesetzes vorliegt, 
denn es fehlt an der Einkunftserzielungsab-
sicht, da grundsätzlich ein Zwang zur gesetzli-
chen Rentenversicherung vorliegt. 
 
Anmerkung: Wie das Verfahren ausgeht, ist 
ungewiss. Steuerpflichtige, die möglicherweise 
auch von dieser Problematik betroffen sind, 
sollten uns ansprechen, ob vorsorglich das 
Besteuerungsverfahren offen gehalten werden 
soll. 
 
 
8. Elterngeld bei Selbstständigen 
 
Anspruch auf Elterngeld haben Mütter und 
Väter, die ihre Kinder nach der Geburt selbst 
betreuen und erziehen und deshalb nicht mehr 
als 30 Std./Woche arbeiten. In der Höhe orien-
tiert sich das Elterngeld am laufenden durch-
schnittlich monatlich verfügbaren Erwerbsein-
kommen, welches der betreuende Elternteil in 
den letzten 12 Kalendermonaten vor der Ge-
burt des Kindes bzw. vor dem Beginn der Mut-
terschutzfrist erhalten hat. Es beträgt mindes-
tens 300 € und höchstens 1.800 €. 
 
In einem vom Bundessozialgericht entschiede-
nen Fall beantragte ein als Selbstständiger 
arbeitender Vater eines am 30.11.2015 gebo-
renen Kindes Elterngeld. Im Jahr 2014 hatte er 
negative Einkünfte und im Jahr 2015 positive. 
Für die Berechnung des Elterngeldes wurde 
das Jahr 2014 hergenommen, sodass dem 
Vater Elterngeld in Höhe von 300 €/mtl. ge-
zahlt wurden.  

 
Bei Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit 
bemisst sich das Elterngeld grundsätzlich auch 
dann nach dem Einkommen im letzten abge-
schlossenen Veranlagungszeitraum vor der 
Geburt des Kindes, wenn die berechtigte Per-
son mit ihrer Tätigkeit nur Verluste erzielt. Die 
Festlegung unterschiedlicher Bemessungszeit-
räume für das Elterngeld bei Einkommen aus 
nicht selbstständiger Tätigkeit einerseits und 
Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit an-
dererseits verstößt nicht gegen den allgemei-
nen Gleichheitssatz des Grundgesetzes. Die 
Zahlung des Elterngeldes in Höhe von 300 € 
war demnach richtig. 
 
 
9. Förderung von Ausbildungsplätzen 

durch das Corona-Konjunktur-Pro-
gramm 

 
Klein- und Mittelbetriebe (KMU), die ihr Ausbil-
dungsplatzangebot 2020 im Vergleich zu den 
drei Vorjahren nicht verringern, können für 
jeden neu geschlossenen Ausbildungsvertrag 
eine einmalige Prämie in Höhe von 2.000 €, 
die nach Ende der Probezeit ausgezahlt wird, 
erhalten. Erhöhen sie ihr Angebot, erhalten sie 
für die zusätzlichen Ausbildungsverträge 
3.000 €. 
 
KMU, die ihre Ausbildungsaktivität trotz 
Corona-Belastungen fortsetzen und Ausbilder 
sowie Auszubildende nicht in Kurzarbeit schi-
cken, können eine Förderung erhalten. KMU, 
die die Ausbildung im Betrieb nicht fortsetzen 
können, sollen die Möglichkeit einer vorüber-
gehenden geförderten betrieblichen Verbund- 
oder Auftragsausbildung erhalten.  
 
Die Details der Durchführung einer solchen 
Verbund- oder Auftragsausbildung werden im 
Rahmen der Allianz für Aus- und Weiterbil-
dung erörtert.  
 
Weiterführende Informationen finden Sie unter 
dem Link:  
https://www.aus-und-weiterbildungsallianz.de.  
 
Betriebe, die zusätzlich Auszubildende über-
nehmen, die wegen Insolvenz ihres Ausbil-
dungsbetriebs ihre Ausbildung nicht fortsetzen 
können, erhalten eine Übernahmeprämie. 
 

https://www.aus-und-weiterbildungsallianz.de.
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 Fälligkeitstermine Fällig am 
Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli.-Zuschlag (mtl.) 
 

10.7.2020 

Sozialversicherungsbeiträge 29.7.2020 
 

  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
  
  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

 
 
 Verbraucherpreisindex 
 (2015 = 100) 

2020: Mai = 106,0; April = 106,1; März = 105,7; Februar = 105,6; 
Januar = 105,2 
2019: Dezember = 105,8; November = 105,3; Oktober = 106,1;  
September = 106,0; August = 106,0; Juli = 106,2; Juni = 105,7 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  

https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt 
kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung 
 

http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz
https://www.destatis.de

